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4 5 . Bundesgesetz: Aufhebung weiterer ehemals deutscher Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der Rechtspflege.
4 6 . Verordnung: Ersichtlichmachung der Preise im Gast- und Schankgewerbe.
4 7 . Verordnung: Abänderung der Geschäftsgrundlagen in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung.
4 8 . Verordnung: Neuerliche Abänderung, Ergänzung und Verlängerung der Verordnung, betreffend die Regelung

der Arzneipreise in Apotheken.
4 9 . Verordnung: Durchführung des Finanzausgleichsgesetzes 1953, in der Fassung der Finanzausgleichsnovelle 1954.
50. Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.
5 1 . Kundmachung: Beitritt Israels zum Genfer Protokoll über die Schiedsklauseln und zum Genfer Abkommen

zur Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche.

4 5 . Bundesgesetz vom 10. Feber 1954
über die Aufhebung weiterer ehemals deut-
scher Rechtsvorschriften auf dem Gebiete der

Rechtspflege.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die folgenden Rechtsvorschriften werden
aufgehoben:

Auf dem Gebiete des Vormundschaftsrechtes.

1. Die Verordnung über die Sammelverwah-
rung von Mündelwertpapieren vom 29. Septem-
ber 1939, Deutsches RGBl. I S. 1985, soweit sie
noch in Kraft steht;

Auf dem Gebiete des Exekutionsrechtes.

2. die Verordnung über die Behandlung von
Geboten in der Zwangsversteigerung vom
30. Juni 1941, Deutsches RGBl. I S. 354, in der
Fassung der Verordnung vom 27. Jänner 1944,
Deutsches RGBl. I S. 47, und des Gesetzes vom
3. Oktober 1945, StGBl. Nr. 188;

Auf dem Gebiete des Grundbuchsrechtes.

3. die Verordnung über die grundbuchmäßige
Behandlung der in den Grundbüchern des Deut-
schen Reiches für den ehemaligen polnischen
Staat eingetragenen Rechte vom 26. August 1941,
Deutsches RGBl. I S. 533;

Auf dem Gebiete des Handelsrechtes.

4. die Verordnung über die Verlängerung der
Fristen des Wechsel- und Scheckrechts vom
10. November 1943, Deutsches RGBl. I S. 656;

Auf dem Gebiete des Insolvenzrechtes.

5. die Verordnung über das Kriegsausgleichs-
verfahren vom 30. November 1939, Deutsches
RGBl. I S. 2338, soweit sie noch nicht durch die
Kundmachung vom 3. Oktober 1945, StGBl.
Nr. 190, aufgehoben ist.

§ 2. (1) Die im § 1 verfügte Aufhebung wird
hinsichtlich der dort in den Z. 1, 4 und 5 ange-
führten Verordnungen am 60. Tage nach der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes wirksam.

(2) Rechtzeitig (Abs. 1) gestellte Anträge, die
die Anwendbarkeit einer der im § 1 in den Z. 1,
4 und 5 genannten Vorschriften zur Voraus-
setzung haben, sind nach den bisher geltenden
Vorschriften zu behandeln; ebenso sind auf
Grund dieser Vorschriften im Zeitpunkte der
Wirksamkeit der Aufhebung eingeleitete amts-
wegige Verfahren nach den bisher geltenden Vor-
schriften zu Ende zu führen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Körner
Raab Gerö

4 6 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 8. Feber
1954 über die Ersichtlichmachung der Preise

im Gast- und Schankgewerbe.

Auf Grund der §§ 52 und 54 der Gewerbe-
ordnung wird verordnet:

§ 1. (1) Die Inhaber von Gast- und Schank-
gewerbeberechtigungen sind verpflichtet, die
Zimmer-, Pensions-, Speisen- und Getränke-
preise in ihrem Betrieb ersichtlich zu machen.

(2) Sofern der Fachverband der Beherbergungs-
betriebe ein Verzeichnis der Zimmer- und Pen-
sionspreise sowie der Preise für einzelne Haupt-
mahlzeiten herausgibt, haben die Inhaber von
Gast- und Schankgewerbeberechtigungen für
jeden ihrer Betriebe, in dem sie über mehr als
acht Fremdenbetten verfügen, in diesem Ver-
zeichnis nach Maßgabe der Bestimmungen dieser
Verordnung auf eigene Kosten bekanntzugeben:
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a) ihren Namen;

b) den Standort und die Betriebsform (§ 16
Abs. 2 der Gewerbeordnung) ihrer Ge-
werbe;

c) allfällige Zusätze im Sinne des § 46 Abs. 1
der Gewerbeordnung;

d) die von ihnen festgesetzten Mindest- und
Höchstpreise für Zimmer, Pension und ein-
zelne Hauptmahlzeiten, gegliedert nach
Preisen in der Hauptsaison sowie in der
Frühjahrs- und Herbstsaison;

e) die Höhe eines allfälligen Bedienungsgeldes.

(3) Ist ein Gewerbe verpachtet oder ist ein
Stellvertreter bestellt (§ 55 der Gewerbeord-
nung), so ist zur Ersichtlichmachung im Sinne
der Abs. 1 und 2 der Pächter beziehungsweise der
Stellvertreter verpflichtet. Im Falle der Verpach-
tung ist im Verzeichnis (Abs. 2) nur der Name
des Pächters, im Falle der Bestellung eines Stell-
vertreters dessen Name neben dem Namen des
Berechtigungsinhabers bekanntzugeben.

§ 2. (1) Der Zimmerpreis hat das Entgelt für
eine im üblichen Umfang beigestellte Beleuchtung
und für die Bedienung einzuschließen; hiezu ge-
hören jedenfalls die Wartung des Zimmers, das
gewöhnliche Reinigen der Kleidung und das
Reinigen von einem Paar Schuhen je Tag und je
Gast sowie der Gepäcktransport im Hause.

(2) Der Preis für volle Pension hat den Zim-
merpreis und den Preis für die aus drei Haupt-
mahlzeiten (Frühstück, Mittagmahl, Nachtmahl)
bestehende Verpflegung in den hiefür bestimm-
ten Speiseräumen einzuschließen. Wenn sich der
Preis auf die Gewährung von Halbpension be-
ziehen soll, ist dies ausdrücklich anzugeben; in
diesem Fall hat der angegebene Preis den Zim-
merpreis und den Preis für das Frühstück und
eine weitere Hauptmahlzeit einzuschließen.

(3) Die Pensionspreise, soweit sie sich auf die
Verpflegung beziehen, und die Preise für ein-
zelne Hauptmahlzeiten haben sich (auch in ihren
niedrigsten Ansätzen) auf die folgenden Mindest-
leistungen zu beziehen:

Frühstück:

1. eine Tasse warmen Getränkes (Kaffee, Tee,
Kakao oder Schokolade),

2. Butter,

3. Honig oder Marmelade (Jam),

4. zwei Stück Gebäck.

Mittagmahl:

Suppe, Hauptgang mit zwei Beilagen, Nach-
speise und ein Stück Gebäck.

Nachtmahl:

Vor- oder Nachspeise, Hauptspeise und ein
Stück Gebäck.

(4) Wenn in einzelnen Betrieben die in den
vorstehenden Absätzen bezeichneten Mindest-
leistungen herkömmlicherweise nicht erbracht
werden, ist anzugeben, auf welche Leistungen
sich die ersichtlich gemachten Preise beziehen.

§ 3. (1) Bei den im Betrieb ersichtlich gemach-
ten Preisen ist anzugeben, ob in diesen Preisen
vom Unternehmer zu tragende oder durch ihn
einzuhebende Abgaben enthalten sind oder nicht.
Ein allenfalls eingeführtes Bedienungsgeld und
eine etwaige Vergütung für im Zimmer(Pen-
sions)preise nicht inbegriffene Bedienungsleistun-
gen (wie Verabreichung von Mahlzeiten auf dem
Zimmer, Behandlung der Sportgeräte und der
Sportausrüstung u. dgl.) oder für die Beheizung
der Zimmer sind mit Angabe ihrer Höhe be-
sonders ersichtlich zu machen.

(2) Zimmer-, Pensions-, Beheizungs- und Be-
dienungspreise sind in jedem Fremdenzimmer,
Speisen- und Getränkepreise und ein etwaiges,
hierauf bezügliches Bedienungsgeld in den Räum-
lichkeiten, in denen die Speisen und Getränke
regelmäßig verabreicht werden, durch Anschlag
oder durch Auflegen von Verzeichnissen ersicht-
lich zu machen.

§ 4. (1) Die Inhaber von Gast- und Schank-
gewerbeberechtigungen (Pächter, Stellvertreter),
die in einem Betrieb über mehr als acht Fremden-
betten verfügen, sind verpflichtet, die zum Zweck
der Herausgabe des in § 1 Abs. 2 genannten Ver-
zeichnisses versendeten Fragebogen entsprechend
auszufüllen und binnen drei Wochen nach der
Zustellung eingeschrieben (rekommandiert) an
die aussendende Stelle zurückzuleiten. Die vor-
gesehene Frist gilt auch in den Fällen, in denen
die Fragebogen zur Behebung von Mängeln zu-
rückgestellt worden sind.

(2) In diesem Fragebogen darf als Mindest-
preis für Zimmer nur ein solcher Preis ange-
geben werden, zu dem mindestens zehn von
Hundert der vorhandenen Zimmer, mindestens
aber zwei Zimmer, im Betrieb abgegeben werden.
Diese Vorschrift gilt sinngemäß auch für Pen-
sionsmindestpreise.

§ 5. Die im Fragebogen angegebenen und in
das Verzeichnis aufgenommenen Höchstpreise
dürfen bis zum 30. April des der Herausgabe des
Verzeichnisses folgenden Jahres nicht über-
schritten werden.

§ 6. Übertretungen dieser Verordnung werden
von der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß § 131
der Gewerbeordnung bestraft.

§ 7. Die Verordnung vom 20. März 1951,
BGBl. Nr. 91, über die Ersichtlichmachung der
Preise im Gast- und Schankgewerbe wird auf-
gehoben.

Illig
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4 7 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 17. Feber 1954, womit die
Geschäftsgrundlagen in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung abgeändert werden.

Auf Grund des § 81 a, erster Satz, des Gesetzes
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche-
rungsunternehmungen und Bausparkassen in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 18. Mai 1949,
BGBl. Nr. 124, und des Bundesgesetzes vom
8. Juli 1953, BGBl. Nr. 134, wird verordnet:.

Artikel I.

Der Tarif für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung (Anlage zur Verordnung des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 20. Novem-
ber 1951, BGBl. Nr. 258, betreffend Änderung
der Geschäftsgrundlagen in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung) in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 189/1952 und BGBl.
Nr. 151/1953, wird abgeändert wie folgt:

1. In den Vorbemerkungen hat unter 2. 7 der
nachstehende Satz zu entfallen: „Ergibt der
Typenschein eine doppelte Verwendungsmöglich-
keit, so richtet sich die Prämie nach dem höher
einzustufenden Risiko."

2. Der Anhang II wird durch nachstehenden
Absatz ergänzt: „Die für das Kalenderjahr 1953
verfügte Prämiensenkung ist auch auf die Prä-
mien und Prämienteile, die auf das Kalenderjahr
1954 entfallen, mit der Maßgabe anzuwenden,
daß bei lit. a an Stelle des Satzes von 121/2 v. H.
ein Satz von 10 v. H. tritt. Die Prämiensenkung
entfällt bei der Versicherung von Anhängern zur
Güterbeförderung gemäß Abschnitt IV lit. E des
Tarifes."

Artikel II.

Art. I findet ausschließlich auf künftige Ver-
sicherungsverträge Anwendung.

Kamitz

4 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 22. Feber 1954,
womit die Verordnung vom 23. Feber 1950,
BGBl. Nr. 79, betreffend die Regelung der
Arzneipreise in Apotheken, neuerlich abge-

ändert, ergänzt und verlängert wird.

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens, wird verordnet:

Die Verordnung der Bundesministerien für
soziale Verwaltung und für Inneres vom 23. Fe-
ber 1950, BGBl. Nr . 79, in der Fassung der Ver-
ordnung vom 4. Juli 1953, BGBl. Nr . 121, wird
abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Nach dem § 2 wird der nachfolgende § 2 a
eingefügt:

„§ 2 a. (1) Die öffentlichen Apotheken sowie
die Hausapotheken führenden Ärzte und Tier-
ärzte sind berechtigt, zu den nach den Grund-
sätzen der Vorläufigen Arzneitaxe 1950 ermittel-
ten Preisen von Arzneimitteln einen Zuschlag
von 10 v. H. in Anrechnung zu bringen.

(2) Von der im Abs. 1 getroffenen Regelung ist
die Abgabe von Arzneimitteln auf Kosten der
im § 2 angeführten begünstigten Bezieher und
die Abgabe von Arzneimitteln durch öffentliche
Apotheken an Hausapotheken führende Ärzte
und Tierärzte ausgenommen.

(3) Bei der Abrechnung der auf Kosten begün-
stigter Bezieher abgegebenen Arzneimittel sind
die öffentlichen Apotheken berechtigt, unter Be-
rücksichtigung der im § 7 Abs. 3 des Gesetzes
vom 18. Dezember 1906, RGBl. Nr . 5/1907, sol-
chen Beziehern zu gewährenden Nachlässe zu der
nach den Bestimmungen der § § 1 und 2 sowie
des § 3 Abs. 1 lit. b ermittelten Endsumme des
rechnungsmäßigen Nettobetrages einen Zuschlag
in der Höhe von 3'5 v. H . dieser Endsumme in
Anrechnung zu bringen."

2. Im § 3 Abs. 1 lit. b ist die Zahl „110.000"
durch die Zahl „200.000" zu ersetzen.

3. Im § 4 sind die Worte „binnen 20 Tagen"
durch die Worte „binnen 14 Tagen" zu ersetzen.

4. Im § 9 sind die Worte „31. März 1954"
durch die Worte „31. März 1955" zu ersetzen.

Maisel

4 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 4. März 1954 zur Durch-
führung des Finanzausgleichsgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 225/1952, in der Fassung der
Finanzausgleichsnovelle 1954, BGBl. Nr. 7.

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Finanz-
ausgleichsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 225/1952, in
der Fassung der Finanzausgleichsnovelle 1954,
BGBl. Nr. 7, wird verordnet:

Die in dem angeschlossenen Verzeichnis, das
einen Bestandteil dieser Verordnung bildet, auf-
gezählten Ortsgemeinden haben als Bergbauern-
gemeinden zu gelten.

In den als Bergbauerngemeinden festgestellten
Ortsgemeinden darf bei der Grundsteuer von
den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben der
durch Beschluß der Gemeindevertretung fest-
zusetzende Hebesatz das Ausmaß von 300 v. H.
nicht überschreiten.

Kamitz



352 Stück 11, Nr. 49.

Verzeichnis.
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5 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 15. Feber 1954, betreffend die Berich-
tigung von Druckfehlern im Bundesgesetz-

blatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt und des § 7 des Wiederverlaut-
barungsgesetzes, BGBl. Nr. 114/1947, wird kund-
gemacht:

1. In der Kundmachung der Bundesregierung
vom 17. Feber 1953, BGBl. Nr. 38 und Amt-
liche Sammlung Nr. 4, über die Wiederverlaut-
barung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet
des Markenrechtes, hat es zu lauten:

a) In der Anlage 1 im § 24 statt „Ebenso
wird bestraft, wer Waren, die mit dem
Namen der Firma" richtig „Ebenso wird
bestraft, wer Waren, die mit dem Namen,
der Firma".

b) In der Anlage 2 im § 3 Abs. 1 Z. 2 zweiter
Halbsatz statt „an Stelle der Bezeichnun
„Bundesgerichtshof" " richtig „an Stelle der
Bezeichnung „Bundesgerichtshof" ".

2. In der Kundmachung der Bundesregierung
vom 17. Feber 1953, BGBl. Nr. 39 und Amtliche
Sammlung Nr. 5, über die Wiederverlautbarung
des Musterschutzgesetzes, hat es zu lauten:

In der Anlage im § 5 Abs. 6 statt „unter amt-
licher Fertigung anzumerken und diese" richtig
„unter amtlicher Fertigung anzumerken und
dieses".

3. In der Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 9. Oktober 1953, BGBl.
Nr. 163, womit die Gegenstände bestimmt wer-
den, die für die Berechnung der Ausfuhrvergü-
tung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder Fertig-
waren anzusehen sind, hat es in dem als An-
lage angeschlossenen Verzeichnis zu lauten:

a) In der Tarifklasse VI Tarifnummer 31
statt „geschrottete" richtig „geschrotete".

b) In der Tarifklasse VIII Tarifnummer 54
statt „Lämmer" richtig „Lämmer, Kitze".

c) In der Tarifklasse XVI Tarifnummer 120
statt „Terpentin, Pechöl (Harzöl)" richtig
„Terpentin (Harzbalsam, Rohharz), Ter-
pentinöl, Pechöl (Harzöl)".

d) In der Tarifklasse XVI Tarifnummer 122
statt „Kopal, Dammarharz" richtig „Ko-
pal-, Dammarharz" und statt „Gummi-
gutti" richtig „Gummigutt".

e) In der Tarifklasse XVII Tarifnummer 125
statt „pechartige" richtig „pechhaltige".

f) In der Tarifklasse XXI statt Tarifnummer
„202" richtig „aus 202".

g) In der Tarifklasse XXV statt Tarifnummer
„aus 250 a)" richtig „250 a)".

h) In der Tarifklasse XXVI Tarifnummer 260
statt „Gewebe- oder Drahteinlagen" richtig
„Gewebelagen oder Drahteinlagen".

i) In der Tarifklasse XXX Tarifnummer
„aus 302 a)" statt „Teilen; Kisten" richtig
„Teilen, Kisten".

j) In der Tarifklasse XXXII Tarifnummer 333
statt „Steinplatten (mit Ausnahme von
Schieferplatten und Lithographiesteinen)"
richtig „Steinplatten in der Stärke unter
16 cm (mit Ausnahme von Schieferplatten
und Lithographiesteinen)".

k) In der Tarifklasse XXXIV Tarifnum-
mer 370 statt „durchgeschlagen" richtig
„durchschlagen".

1) In der Tarifklasse XXXIV Tarifnummer
„aus 376" statt „Wellrohre" richtig „Well-
rohre; ausgenommen Schnellkupplungs-
rohre".

m) In der Tarifklasse XXXIV Tarifnummer
„aus 381" statt „Blechwaren, Wurfkarnie-
senprofile und -bestandteile, Kocher und
Herde für flüssige und gasförmige Brenn-
stoffe; emailliertes Blechgeschirr" richtig
„Blechwaren, ausgenommen Wurfkarniesen-
profile und -bestandteile, Kocher und
Herde für flüssige und gasförmige Brenn-
stoffe, emailliertes Blechgeschirr".

n) In der Tarifklasse XXXIV Tarifnum-
mer 402 statt „Eiserne Kassen, Sicherheits-
kassetten und fertige Teile hievon" richtig
„Eiserne Kassen, Sicherheitskassetten und
fertige Teile hievon, auch in Verbindung
mit feinen Stoffen".

o) In der Tarifklasse XXXIV statt Tarif-
nummer „407" richtig „407 a)".

p) In der Tarifklasse XXXV Tarifnummer 425
statt „unedles Blattsilber" richtig „unechtes
Blattsilber".

q) In der Tarifklasse XXXVII Tarifnum-
mer „aus 442" statt „60 PS; rotierende"
richtig „60 PS, rotierende" und statt „bis
5000 kg" richtig „bis 500 kg".

r) In der Tarifklasse XXXVII Tarifnummer
„aus 444" statt „Signalapparate für draht-
lose Fernvermittlung;" richtig „Signal-
apparate; Apparate für drahtlose Fern-
vermittlung;".

s) In der Tarifklasse XLV statt Tarifnummer
„549" richtig „aus 549".
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4. In der Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 4. November 1953, BGBl. Nr. 174,
betreffend das Inkrafttreten des Zusatzüberein-
kommens vom 13. Mai 1950, BGBl. Nr. 50/1951,
zum Internationalen Übereinkommen vom
23. November 1933 über den Eisenbahnfracht-
verkehr (IÜG), hat es zu lauten:

Im ersten Absatz statt „BGBl. Nr. 49/1950"
richtig „BGBl. Nr. 49/1951".

5. In der Kundmachung der Bundesregierung
vom 10. November 1953, BGBl. Nr. 182 und
Amtliche Sammlung Nr. 10, womit das Woh-
nungsanforderungsgesetz 1949 wiederverlautbart
wird, hat es zu lauten:

In der Anlage im § 21 Abs. 1 statt „Verwal-
waltungsvollstreckungsgesetz 1950" richtig „Ver-
wal-tungsvollstreckungsgesetz 1950".

Raab

5 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. Feber 1954, betreffend den Beitritt
Israels zum Genfer Protokoll über die
Schiedsklauseln und zum Genfer Abkommen
zur Vollstreckung ausländischer Schieds-

sprüche.
Nach einer Mitteilung des israelischen Außen-

ministeriums ist Israel dem Genfer Protokoll
über die Schiedsklauseln vom 24. September
1923, BGBl. Nr. 57/1928, und dem Genfer Ab-
kommen zur Vollstreckung ausländischer Schieds-
sprüche vom 26. September 1927, BGBl. Nr. 343/
1930, beigetreten.

Gemäß der gleichen Mitteilung ist der Beitritt
Israels zum Genfer Protokoll über die Schieds-
klauseln am 13. Jänner 1952 und der Beitritt
Israels zum Genfer Abkommen zur Vollstreckung
ausländischer Schiedssprüche am 27. Mai 1952
wirksam geworden.

Raab
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